Prof. Dr. Ulrich Herrmann, Tübingen

PISA – Welche Konsequenzen für Schule und Unterricht kann man wirklich ziehen?

„Eine empirische Wissenschaft vermag niemanden zu lehren,

 was er soll, sondern nur, was er kann

 und – unter Umständen – was er will.“ 

Max Weber: Die „Objektivität“ sozialwissenschaftlicher

 und sozialpolitischer Erkenntnis (1904)
I. In welchen Hinsichten soll, kann und muss aus PISA gelernt werden?

Auf die Frage der ZEIT, was denn nun aus PISA politisch 2003 folge, hat der PISA-Konsortium-Koordinator Professor Manfred Prenzel, Leiter des Kieler Instituts für die Pädagogik der Naturwissenschaften, geantwortet: Nichts. Seine lapidare Auskunft ist aus zwei Gründen verständlich: Der erste Grund ist in dem hier vorangestellten Max-Weber-Zitat genannt. Der zweite Grund ist wohl darin zu sehen, dass sich die KMK bzw. die einzelnen Kultusminister/innen sich die Deutungshoheit über die PISA-Befunde vorbehalten haben.
 Zur Debatte steht daher hier nicht, welche bildungs- und schulpolitischen Konsequenzen aus PISA folgen könnten, sollten oder müssten. Das ist viele Male geschrieben und gesagt worden. Aber was bedeutet PISA für die pädagogische Wirklichkeit in Schule und Unterricht? 

Bevor man sich an die Beantwortung dieser Frage macht, muss daran erinnert werden – um späteren Enttäuschungen vorzubeugen –, dass sich, von wenigen Ausnahmen abgesehen, Bildungs- und Schulpolitik in Deutschland in den letzten 100 Jahren so gut wie nie an Befunden der empirischen Bildungsforschung orientiert hat, sondern sie

· folgte gesellschafts- und partei​po​litischen, finanz- und kulturpolitischen Trends oder Zwängen 

· ging begrenzt auf Bedürfnisse der Abnehmerinstitutionen und der Ar​beits​märkte ein 

· nahm selten Rücksicht auf die Be​dürfnisse der Schüler, die Wünsche der Eltern, die Expertise der Lehrer und die begrenzten Möglichkeiten der Schulträger

· beachtete die Rechte der Kinder und Heranwachsenden auf Förderung und Erziehung, Bildung und Ausbildung, die in UN-Konventionen, Landesverfassungen und Schulgesetzen niedergelegt sind, mehr oder weniger, aber niemals strikt

· ließ Aspekte einer Aufwand- und Ertrags- bzw. Kosten-/Nutzen-Rechnung unbeachtet.

Daran wird sich solange nichts ändern, wie sog. Reformen „von außen und oben“ verordnet und nicht „von innen und unten“ erarbeitet werden. Wünschenswert und erfolgreich ist sicherlich die Kombination von beidem in der Form, dass „von außen und oben“ Anregungen und Unterstützungen kommen, die sich in Freiräumen und Be​triebsverbesserungen bemerkbar machen, so dass „von innen und unten“ die reformpädagogische Arbeit als Grundlage einer zukunftsfähigen Schulentwicklung auch tatsächlich geleistet werden kann. 

Dafür gibt es seit über 100 Jahren praktische Erfahrungen, zuerst in den Kommunalschulen durch pädagogisch innovative Lehrerkreise und Kommunalbeamte (vor allem in München und Frankfurt, Hamburg und Bremen) schon vor 1900, dann in den Land​erziehungsheimen, heute in den vielen Schulen in Freier Trägerschaft und in den unter dem Motto „Blick über den Zaun“ zusammengeschlossenen Reformschulen. Im deutschen Regelschulsystem hat sich die Reformpädagogik jedoch nur in den Grundschulen durchgesetzt, allen anderen ist sie im wesentlichen fremd geblieben.

Damit wäre – mit Max Weber –angesichts der PISA-Befunde etwa dies über Können und Wollen ausgesagt: Schulverhältnisse sind das Ergebnis von Handeln und Unterlassen, von eröffneten Chancen und realisierten Möglichkeiten, orientiert an pädagogischen Zielen, von der Allmacht der Bürokratie (einem anderen zentralen Thema von Max Weber) überformt, erarbeitet von einem reformorientierten Personal. Sollen, Können und Wollen bilden ein Feld antagonistischer Faktoren und Prozesse der Beharrung und der Veränderung.

PISA hat die Diskussion über Sollen, Können und Wollen in Sachen Schule und Unterricht, Bildungs- und Schulpolitik in Deutschland grundlegend verändert:

· anstelle von parteipolitischen Bekenntnissen und frommen Beteuerungen werden Daten und Nachweise gefordert

· die Mehrgliedrigkeit des Systems als erwiesener Quelle von Benachteiligung steht unter Rechtfertigungszwang

· mäßige PISA-Ergebnisse haben die Frage der Unterrichtsqualität aufgeworfen.

Aus den PISA-Befunden werden gelegentlich richtige, am häufigsten aber keine Schluss​fol​ge​rungen gezogen. Letzteres wäre durchaus verständlich, wenn man be​rücksichtigt, dass bei PISA ja nicht die tatsächlichen Kenntnisse, Fertigkeiten und Potentiale der deutschen Schülerinnen und Schüler erhoben wurden und dass die PISA-Ergebnisse auch keineswegs neu oder überraschend sind. Wie die Universitäten auch, sind die Schulen in Deutschland personell und materiell notorisch unterausgestattet – was will man da erwarten? Die sozial- und kulturökologischen Rahmen- und Betriebsbedingungen der Schulen einer Stadt, einer Region, in den Bundesländern sind sehr unter​schiedlich – was will man da vergleichen? Die Vorgaben für Verwaltung und Politik sind ebenso unterschiedlich – was will man wem konkret empfehlen?

II. Zur Logik pädagogischen Argumentierens im Widerstreit von Sollen, Wollen und Können

Ehe wir nun vor lauter Bäumen den Wald nicht mehr sehen, sei an einigen Punkten der Versuch einer Beantwortung der Frage nach den wirklichen Schlussfolgerungen im Sinne von Sollen, Wollen und Können gemacht, die die wirklichen Probleme des pädagogischen Alltags betreffen: 

· die Problematik des Sortierens der Schulkinder nach der Grundschule auf die verschiedenen weiterführenden Schulformen (die Strukturfrage und ihre Folgen)

· Lehr-Lern-Formen, die nachhaltiges Lernen ermöglichen (die Frage der Methodik des Unterrichts und der Qualität des Lernens)

· die personellen Voraussetzungen für die Umstellung der Betriebssysteme Schule und Unterricht (die Frage nach dem Innovationspotential). 

Bei dem Versuch, in diesen drei Hinsichten aus PISA etwas zu lernen, steht man sofort vor einem nicht unerwarteten Phänomen: Auch wenn PISA-Befunde als solche in der Sache selbst nicht strittig sein mögen – z.B. die Abhängigkeit des Schulerfolgs der Schüler von ihrem sozial-kulturellen Herkunftshintergrund –, so können diese Tatsachen im Hinblick auf mögliche Schlussfolgerungen häufig doch nicht eindeutig gelten: Gewiss soll die Schule keine Benachteiligungen verstärken oder gar erzeugen. Aber können Lehrkräfte dies auch? Haben sie tatsächliche Möglichkeiten – und wenn ja: unter welchen Voraussetzungen? –, die herkunftsbedingten Benachteiligungen wirksam zu mildern oder gar zu beheben? 

Und wie steht es mit dem Wollen, vor allem auf der politischen und der administrativen Ebene? Bei immer begrenzteren Ressourcen muss unweigerlich entschieden werden, was in die Verbesserung der Chancen der Benachteiligten und/oder die Optimierung der Erfolgreichen investiert werden soll.

Es ist davon auszugehen, dass in pädagogischen Fragen nur sehr selten Eindeutigkeit der Sachverhalte festzustellen oder Einstimmigkeit bezüglich der daraus folgenden Handlungen herbeizuführen ist. Das ist das unvermeidliche Re​sultat des Umstands, dass Schule und Unterricht mehrdimensionale Inter​ak​tions​systeme sind, in denen die verschiedenen Akteure unterschiedliche Praxen und Techniken verwenden bei dem Versuch, explizit oder implizit unter​schiedliche Ziele zu erreichen. Dadurch sind pädagogische Probleme im Bereich des öffentlichen staatlichen Schulwesens als genuin politische definiert, was soviel bedeutet wie, dass sie allein mit Argumenten des Sach- und Fachverstands nicht zu lösen sind, sonst wären es eben keine politischen Probleme. Und das bedeutet zugleich: die Entscheidungen sind umstritten, ihre Folgen werden kontrovers beurteilt, sie haben unerwartete Nebenwirkungen mit unabsehbaren Nebenfolgen. Mit anderen Worten: pädagogische und politische Entscheidungen und Aktionen – vom Schulgesetz bis zur Versetzungsordnung, vom Lehrplan bis zur Ausgestaltung einer Unterrichts-/Arbeitseinheit – sind experimentell, denn sie haben prinzipiell einen offenen Ausgang.
 Daraus folgt auch, dass Entscheidungsträger sich nicht überfordern dürfen hinsichtlich der Erfolgsgewissheit ihrer Maßnahmen und dass sehr viel von der Subtilität der eingesetzten (Nach-)Steuerungsinstrumente und vom Ausmaß der Einbindung der Beteiligten und Betroffenen abhängt.

Deshalb muss der Umgang mit den aufgeworfenen PISA-Problemen – Struktur, Unterricht, Personal – zunächst auch politisch formuliert werden, d.h. da im Hinblick auf das Sollen keine zwingenden Handlungsempfehlungen ausgesprochen werden können, müssen die politischen Grundüberzeugungen expliziert werden, auf deren Grundlage dies möglich sein kann. Es handelt sich um die pädagogisch-po​litischen regulativen Prinzipien („kategorische Imperative“) pädagogisch-politischen Argumentierens:

· Jedes Kind und jeder Heranwachsende hat ein Recht auf optimale schulische Förderung zur Wahrnehmung seiner optimalen Chancen in der Berufsausbildung im Anschluss an die Schule. So steht es sinngemäß in den Landesverfassungen und Schulgesetzten und nicht zuletzt in der UN-Kinder​rechts​kon​vention, die auch von der Bundesrepublik Deutschland ratifiziert wurde.

· Das demokratrische Gleichheitsgebot bedeutet, das Ungleiches ungleich behandelt wird, soweit das Wohl des Einzelnen oder der Gesellschaft dem nicht entgegenstehen. Eine demokratische Gesellschaft reagiert daher auf individuelle Differenzen (Dispositionen, Begabungen, Herkunft, Belastungen usw.) mit legitimierten institutionellen bzw. praktischen Differenzierungen (z.B. bei der Zumessung von altersgemäßen Rechten und Pflichten, in der Recht​sprechung nicht anders als bei der Besteuerung, in der Kulturpolitik nicht anders als in der Sozial- und Schulpolitik). 

· Zugangs- und Verteilungsgerechtigkeit für Kinder und Heranwachsende bemisst sich nicht zuletzt daran, ob und wie lebensgeschichtlich relevante Entscheidungen – hier z.B. Schullaufbahn​ent​scheidungen – korrigierbar sind, ob die dafür erforderlichen Vorkehrungen getroffen worden sind (bzw. werden können) und in welchem Ausmaß der Auftrag der Institutionen (Verteilungsgerechtigkeit) und die Rechte bzw. Erwartungen der Personen (Zugangsgerechtigkeit) im Konflikt sind und inwieweit sie ausgeglichen werden können.

Diese (und andere) „regulative Prinzipien“ legitimieren ein pädagogisch-po​li​ti​sches Sollen, sagen aber nichts über die erreichte Verwirklichung. Diese hängt ab vom pädagogisch-politischen Wollen auf den unterschiedlichsten Ebenen (vom Parlament bis ins Klassenzimmer), was aber noch längst nichts über das Können der Umsetzung besagt, wobei bekanntlich „gut gemeint“ das glatte Gegenteil von „gut gemacht“ ist...

Die PISA-Befunde für Deutschland sagen 

· sicherlich nicht, was bezüglich der betreffenden Problematik zwingend und wie zu tun ist: das würde ein illusionäres Ignorieren des „Eigen-Sinns“ von Theorie und Praxis der Politik und Bürokratie bedeuten; 

· wohl aber, dass man sich nicht länger einer Einsicht verschließen kann, dass hier und warum etwas getan werden sollte, denn das würde ein verant​wor​tungsloses Ignorieren der Möglichkeiten von Politik und Bürokratie bedeuten;

· sehr viel über die guten Gründe für ein bildungspolitisches Wollen, wenn die Rechte der Kinder und Jugendlichen nicht nur auf dem Papier stehen sollen.

III. Reformstrategische Hauptpunkte

Drei wichtigste Aspekte der PISA-Folgen-Debatte sind – ganz entgegen der Dis​kussionsstrategie der KMK – sicherlich die folgenden:

· Schule und ihre Systemstruktur wurde wieder als genuin po​litisches Handlungsfeld mit wünschenswerten und mit nicht wünschenswerten Fol​gen ins allgemeine Bewusstsein gehoben. Der PISA-Gewinn besteht darin, dass wir nicht länger von pädagogisch-politischen „Überzeugungen“ oder von demokratischen „regulativen Prinzipien“ oder von wirtschaftspolitisch wünschenswerten Vorgaben („Bildung neu denken“ vom Verband der Bayerischen Wirtschaft) oder sonstigen „Interessen“-Standpunkten aus argumentieren können, sondern ganz im Gegenteil von unstrittigen Befunden her, über deren künftige Vermeidung kein vernünftiger Zweifel bestehen kann, so ungewiss der Weg dahin auch sein mag. 

· Unterricht wurde wieder als ein überaus komplexes und deshalb problematisches pädagogisches Handlungsfeld ins Bewusstsein gehoben, das – angesichts zu vieler falsch platzierter Schüler in den weiterführenden Schulen sowie unaufgeklärter Bewertungs- und Versetzungsgewohnheiten – auf Qualitätskontrolle angewiesen ist. Welche Investitionen allerdings getätigt werden müssten, damit diese Kontrolle als Anleitung zu Intervention und Unterstützung vernünftig ausgestaltet werden kann, steht bei leeren Kassen der Länder und Kommunen dahin; aber schon sorgfältigerer und flexibler Einsatz der vor​handenen Mittel kann einen Zugewinn an Handlungsfähigkeit bedeuten.

· Veränderung als Verbesserung der bestehenden Verhältnisse setzt die entsprechende Ausbildung und Anleitung, Begleitung und Unterstützung nicht nur, aber vor allem des Personals voraus (auch die Eltern und Schüler müssen einbezogen werden). Die Personalfrage ist wie in jeder anderen Institution eine Schlüsselfrage. 

Schule und Systemstruktur

Die Struktur des Schulsystems als solchem kann, wie es bei PISA ja auch ge​schehen ist, in Zusammenhang gebracht werden mit der Frage der Be​nach​teiligung von Schülerinnen und Schülern. Die Tatsache des erhöhten Ausmaßes an Benachteiligung durch gegliederte und für den sozialen Aufstieg nur schwach, für den Abstieg jedoch erheblich durchlässige Systeme wie das deutsche ist unstrittig.

Strittig ist jedoch, ob (a) das System als solches oder vielmehr (b) seine Außenwirkung, Außenwahrnehmung, Ausgestaltung und Handhabung als ur​säch​lich für Benach​teiligung angesehen werden kann. 

Zu (a). Um das System verantwortlich machen zu können, müssten wir mehr wissen über Systemeffekte in Bildungs​le​bens​läufen; wir haben plausible Ver​mu​tungen, aber kaum Längsschnittdaten, die vor allem im Generationenvergleich aufschlussreich wären. Zuverlässig wissen wir, dass schlechte Eintritts​vor​aus​setzungen (besonders die Verkehrssprache des Unterrichts betref​fend) und deren Folgen sowie das Fehlen von Hintergrundunterstützungen im obwaltenden System nur minimal ausgeglichen werden (können). Hier ist das System nur sehr bedingt Quelle sozialer Ungleich, sehr wohl aber deren Verstärker.

(b) Außenwirkung und Außenwahrnehmung z.B. des in Bayern und Baden-Württemberg Hals über Kopf eingeführten 8jährigen (G8-)Gymnasiums lässt es viele Eltern geraten erscheinen, ihre Kinder auf die Realschule zu schicken, zumal der Realschulabschluss im G8-Gymnasium problematisch geworden ist. Zugleich aber ist der Überstieg von der Realschule ins Gymnasium massiv erschwert. Hier ist das System eindeutig eine Quelle von Benachteiligung. 

Ausgestaltung und Handhabung des G8-Gymnasiums verstärken die Benachteiligung durch eine einseitige Betonung der Fremdsprachen in den Klassen 5 und 6, durch „Vergleichsarbeiten“ (mit der möglichen Folge der Wegweisung in die Realschule), durch eine Überbelastung der Kinder im 10. – 12. Lebensjahr und durch die Fokussierung im frühen Jugendalter (bis zum 15./16. Lebensjahr) auf Unterricht, ohne dass dabei die anderen Entwicklungsaufgaben in diesem Lebensabschnitt angemessen berücksichtigt würden. – Ohne wirksame Unterstützungssysteme im Hintergrund (Eltern, andere Erwachsene, Nachhilfe) ist Schulerfolg im G8-Gymnasium dann nicht mehr möglich. 

Auf diese Weise ist das G8-Gymnasium wesentlicher Bestandteil eines Systems, das Benachteiligung strukturell produziert, wie PISA dies ausweist.

Eine ungegliederte weiterführende Schule würde diese Benachteiligung aber nicht nennenswert vermeiden können, wenn durch „Bildungsstandards“ und „Vergleichsarbeiten“ mit Regel- und eben nicht Mindestanforderungen die Hürden des Aufstiegs und die Fallgruben des Abstiegs lediglich in neuer Gestalt und in einem neuen Verfahren, aber in alter Funktion innerhalb dieses ungegliederten Schultyps erhalten bleiben.

Schlussfolgerung: Optimal ist keine ungegliederte „Gesamtschule“, sondern – wie die Laborschule Bielefeld oder Landerziehungsheime oder ein Gymnasium ohne Versetzungsordnung im Landheim Schondorf am Ammersee – eine „Schule für alle Kinder“, die sich die Aufgabe stellt, jedem Kind zu seinem optimalen Schulabschluss zu verhelfen und dabei besonders darauf zu achten, dass Haupt- und Realschulabschlüsse in Berufsausbildungen einmünden können, dass nicht weiterhin ca. 10% der Schulabgänger der Hauptschulen gar keinen Abschluss vorzuweisen haben, und dass auch die Übergänge in (Fach-)Hochschulen und Universitäten erfolgreicher verlaufen. 

Diese Schlussfolgerung und Empfehlung wird nicht aus einer politisch unentscheidbaren kontroversen Systemstruktur-Debatte hergeleitet, sondern aus dem pädagogischen und gesellschaftlichen Auftrag der Schule: Sie ergibt sich aus dem Anspruch der Kinder und Heranwachsenden auf individuell differenzierte Förderung auf der einen und dem gesellschaftlichen Auftrag und der Verpflichtung der Schule auf der anderen Seite, die horrenden (jetzigen und späteren) sozialen Kosten, die durch „Schulversager“ hervorgerufen werden, zu minimieren. – Wichtige „Stellschrauben“ für eine „Schule für alle Kinder“ sind rechtliche Rahmenbedingungen, die Sitzenbleiben und Schulverweis ausschließen.

Diese Schlussfolgerung entspricht auch den geschichtlichen Erfahrungen, die seit über 100 Jahren von reformpädagogisch konzipierten und betriebenen Schulen ge​macht worden sind und gemacht werden. Die öffentliche staatliche Schule hat nämlich als „Schulzweck“ nicht den Auftrag, die Kinder nach Klasse 4 zu sortieren, sondern ihre individuellen Bildungswege so auszugestalten, dass sie ihr Optimum an Leistungsbereitschaft und -fähigkeit erreichen und damit die Schule ver​lassen. Die Leitfrage lautet dann nicht länger „Passt das Kind zur Schule?“, sondern „Wie und wie lange passt die Schule zum Kind?“

Unterricht und Methodik

Was aber „passt“ schulisch gesehen womöglich nicht? Es ist die Form des Unterrichts, von dem die Schülerinnen und Schüler profitieren (oder auch nicht).

PISA hat auch Befunde erhoben zur Einschätzung der Unterrichtsqualität an deutschen Schulen und festgestellt, dass diese verbesserungsbedürftig ist. Das war auch nicht anders zu erwarten, weil an den deutschen „Regelschulen“ die Zahl der Schüler pro Klasse groß ist und die Klassenzimmer zu klein sind, weil die Lehrkräfte mit dieser Situation nur schwer produktiv umgehen können, weil sie sich nur ausnahmsweise für die Lernfortschritte der Schülerinnen und Schüler interessieren, weil die „Stoff“-Pläne zu voll sind – so dass der fragend-entwickelnde Unterricht immer noch die vorherrschende Form des Unterrichts darstellt. Und nicht zu vergessen: weil sich die Schule zunächst und vor allem über Unterricht definiert.

Dieses Selbstverständnis, das aus dem 19. Jahrhundert stammt, war ein zentraler Kritikpunkt der reformpädagogischen Alternativgründungen an der Wende zum 20. Jahrhundert (und seither). Schule, so lautete die Devise, muss ein Ort des Lebens sein können, wo Lernen natürlich eine wichtige Rolle spielt, aber nicht nur das „organisierte“ Lernen durch Unterricht, sondern wo – wie wir heute sagen würden – die Entwicklung der Sozialkompetenzen, der handwerklichen Fähigkeiten, der künstlerischen Interessen, die Charakterbildung, kurzum: die Entwicklung und Entfaltung der Persönlichkeit des Kindes und des Heranwachsenden den „ganzheitlichen“ Rahmen bilden, innerhalb dessen dann sinnstiftender Unterricht stattfinden kann und wo Erziehung und Bildung durch Unterricht Aussicht auf Erfolg haben kann.

Könnten Schulmüdigkeit und mäßige Leistungen also vielleicht gar nicht am Unterricht liegen, sondern am Schulleben? Kinder und Jugendliche gehen an erster Stelle in die Schule (weil sie es von Gesetzes wegen müssen), um Freunde zu treffen und unter und mit ihresgleichen etwas zu erleben. Lernen wird als nachrangig eingestuft. Dieser Befund einer Zinnecker-Studie („Null zoff und voll busy“, 2002) ist unstrittig. 

Es ist offen, was für die mäßigen PISA-Ergebnisse ursächlich ist, und demzufolge ist strittig, wie auf sie reagiert werden soll: durch die Kodifizierung der Anforderungen und die konsequentere Strukturierung des Unterrichts – durch Senkung der Zahl der Schüler pro Klasse, durch materiell bessere Lernumgebungen, durch eine andere Organisation der Schüler-Lernarbeit in der Schule, durch Tests und „Vergleichsarbeiten“? – oder durch die Umgestaltung des Schullebens im Ganztagsbetrieb (Entzerrung des übervollen Vormittags, Rückverlagerung der Schüler-Lernarbeit in die Schule, Rhythmisierung des Tagesablaufs, Unterricht als ein Teil und eine Form des täglichen Lernens)? 

Da derzeit die finanziellen Voraussetzungen für eine Verbesserung der schulischen und unterrichtlichen Betriebsbedingungen nicht gegeben sind – Senkung der Klassenstärke, bessere Ausstattung der Schulen und der Lernumgebungen, für eine bessere Lehreraus- und -fortbildung –, ist es müßig, über PISA-Befunde und -folgen nachzudenken. Unstreitig ist, dass „Bildungsstandards“ im Gewande von Tests und „Vergleichsarbeiten“ Unterricht im schlechtesten Fall lediglich auf die Testsituation fokussieren. Bleibt als Veränderungsfaktor nur die Reorganisation der Schüler-Lernarbeit in der Schule. 

In den PISA-Berichten wurden überaus zurückhaltend Hinweise auf Arbeits- und Lernformen und -strategien gegeben, mit Hilfe derer bessere Leistungen erzielt werden können (Selbstreguliertes bzw. Selbstorganisiertes Lernen). Damit kommt eine pädagogische Dimension der Konsequenzen aus PISA in den Blick, die aktuell von den Neurowissenschaften gestützt wird: die Aktivierung des selbsttätigen lernenden Schülers, bezogen auf sein Vorwissen, orientiert an seinen Interessen, unter Beachtung seiner relativ invarianten Lerndispositionen.

Leistungsbereitschaft und Leistungsfähigkeit setzen Motivation und Erfolgserfahrung voraus. Beides entwickelt sich am besten in den richtigen Sozialformen des Arbeitens und Lernens. Der Ganztagsbetrieb der Schule erreicht seine schulisch-unterrichtlichen Ziele zusätzlich durch die außerunterrichtlichen Sozialerfahrungen, die den Schulalltag im ganzen als sinnstiftend erlebbar machen. 

Schlussfolgerungen: Die Reintegration von Lernen, Üben, Vertiefen in den Schulbetrieb ist eine strukturelle Voraussetzung für nachhaltiges Lernen, das von den Lehrkräften bei Bedarf unterstützt werden kann. Die deutsche Schule wird von den Schülerinnen und Schülern nach PISA mehrheitlich nicht als unterstützend und förderlich wahrgenommen Der rhythmisierte Ganztagsbetrieb mit den Arbeitsplätzen für Lehrer und Schüler ist die Voraussetzung dafür, dass sich dies ändern kann. Die pädagogische Herausforderung besteht in der Ausgeglichenheit und Balance der Leistungsanforderungen und Freizeitinteressen. 

Personal

Bei der Debatte über die PISA-Befunde und -Folgen fühlen sich die Lehrkräfte – mit Ausnahme derjenigen in den Grundschulen wegen der guten IGLU-Daten – häufig auf der Anklagebank. Dies ist, wie nicht anders zu erwarten, zum Teil unberechtigt, zum Teil berechtigt:

· Lehrkräfte können nicht, wer täte das auch, für den gesellschaftlichen und kulturellen Wandel im Umfeld der Schule und seine innerschulischen Folgen verantwortlich gemacht werden; wohl aber müssen sie sich die Rückfrage gefallen lassen, wie sie in den vergangenen Jahrzehnten praktisch darauf reagiert haben

· Lehrkräften können, ganz richtig, nicht für die unterausgestatteten Schulen verantwortlich gemacht werden, die Schülern keine Arbeitsplätze und Lernorte bereithalten; wohl aber müssen sie sich die Rückfrage gefallen lassen, in welchen (kommunal-)politischen Bündnissen und Aktionen sie auf Abhilfe gedrungen haben

· Lehrkräfte können, ganz richtig, nicht pauschal für Motivations- und Leistungsschwächen der Schüler verantwortlich gemacht werden, müssen sich aber die Rückfrage gefallen lassen, was sie in den vergangenen Jahrzehnten praktisch getan haben, um diesem schleichenden Verfallsprozess – wenn es denn einer war – entgegenzuwirken

· Lehrkräfte möchten nicht für das schlechte öffentliche Ansehen ihres Be​rufsstandes – hier handelt es sich bei der Allensbacher Berufsprestige-Skala nur um die Gymnasiallehrkräfte – verantwortlich gemacht werden, müssen sich aber die Rückfrage gefallen lassen, was sie in den vergangenen Jahrzehnten praktisch zur Verbesserung ihres Ansehens beigetragen haben

· Lehrkräfte möchten, ganz richtig, nicht allein für die mäßigen PISA-Schü​ler​leistungen verantwortlich gemacht werden, müssen sich aber die Rückfrage ge​fallen lassen, welche praktischen unterrichtlichen Wege sie in den vergange​nen Jahrzehnten beschritten haben, um z.B. die horrenden Versager- und Ab​brecherquoten an den Universitäten senken zu helfen

Die Liste ließe sich verlängern. Sie verweist auf grundlegende strukturelle Problematiken der Institution Schule und ihres Personals:

· Schulen und ihr Personal werden durch überzogene Erwartungen an ihreWirksamkeit überfordert, zumal dann, wenn die Landesregierungen und die Kommunen die personellen und sächlichen Ressourcen nicht bereitstellen, die den Schulen und ihrem Personal eine in etwa auftrags- und erwartungsgerechte Aufgabenerfüllung ermöglichen könnten

· die Lehrkräfte der weiterführenden Schulen sollen einen Erziehungs- und Bildungsauftrag wahrnehmen, ohne dass unterstützendes Personal und häufig nicht einmal verständig kooperierende Erziehungsverantwortliche zur Seite stünden, und ohne dass das schulische Alltagsleben als Erlebnis- und Erfahrungsraum für Sozialisation, Erziehung und Bildung ausgestaltet werden kann

· Lehrkräfte werden für das „Erteilen von Unterricht“ ausgebildet; erforderlich ist (neben der fachlichen) eine pädagogische Ausbildung, die sie befähigt, die Neugier-, Motivations- und Aktivitätspotentiale der Schüler sowohl für unterrichtlich organisiertes Lernen als auch für Selbstorganisiertes Lernen zu aktivieren 

· solange Lehrkräfte und Schüler im Ganztagsbetrieb der Schulen keine (gemein​samen) Arbeitsplätze haben, die es erlauben, die strukturelle Trennung von Lehrer-Lehrtätigkeit am Vormittag und die Schüler-Lernarbeit am Nachmittag wieder zusammenzuführen, so dass Schüler sehen, wie Lehrer für sie arbeiten, und Lehrer sehen, wie Schüler lernen, ist an eine nachhaltige Verbesserung der schulischen Lehr-Lern-Kultur und ihrer Ergebnisse nicht zu denken

· solange Schule und Unterricht sich auf Lernen und Leisten konzentrieren, ohne die Voraussetzungen dafür im Schulleben und in der Persönlichkeitsentwicklung der Schüler, in interessengeleiteten Erkundungen und Projekten sowie „gehirngerechten“ Herausforderungen und Aneignungsformen zu schaffen, stehen sie auf verlorenem Posten.

* * *

Gefragt war nach den möglichen pädagogischen Schlussfolgerungen aus PISA-Befunden. Bei der Suche nach einer Antwort verhält es sich wie bei der Gesundheitspolitik: die Daten über Erkrankungen und Heilkosten müssen vor allem zu Maßnahmen der gesunden Lebensführung und der Prävention führen, weil die Kosten im Krankheitsfall nicht mehr getragen werden können. Schule und Unterricht und ihr outcome – das sind nicht nur Leistungsnachweise und Zertifikate, sondern vor allem Humankapital im weitesten Sinne – lassen sich sicherlich auch durch strukturelle und finanzielle Maßnahmen verbessern. Der Kern des Problems sind jedoch die in Deutschland weitestgehend fehlenden Diagnose- und Präventionsmöglichkeiten im individuellen Gefährdungsfall, die fehlenden entsprechenden individuellen Förderpläne und -möglichkeiten, ein gesundheitsförderndes Berufsleben der Lehrkräfte sowie die erfolgreichen Arbeits- als Lernerfahrungen, die den Schülerinnen und Schülern vor allem eines vermitteln: Selbstsicherheit und Selbstwirksamkeitsüberzeugungen.

Die wirkliche Schlussfolgerung aus PISA lautet, den Lehrerinnen und Lehrern zusammen mit ihren Schülerinnen und Schülern die tatsächlichen Voraussetzungen und Möglichkeiten zu geben, um gemeinsam erfolgreich sein können. Für diese Einsicht brauchte man keine PISA-Daten, aber bei der praktischen Umsetzung können sie als Wegweiser dienen.

Die Wege der Umsetzung sind vielfältig, die von der KMK eingeschlagenen sind allesamt falsch. Die überfällige Systemstruktur-Debatte wurde abgewürgt, und die Durchsetzung von „Bildungs“- als Leistungsstandards – wieder einmal ohne Erprobung und Wirkungskontrolle! – verstößt gegen jede elementare pädagogische Vernunft. 

Es ist die Aufgabe der pädagogisch-praktischen Vernunft, angesichts der strittigen politischen Konsequenzen aus den unstrittigen Befunden jene Empfehlungen zu formulieren, die der Sache angemessen sind: den Rechten der Kinder und Heranwachsenden. 

� Geringfügig überarbeitete Ausarbeitung für das FORUM BILDUNG auf der DIDACTA 2006 in Hannover am 23.2.2006: PISA, PISA, PISA – Welche Konsequenzen für Schule und Unterricht kann man wirklich ziehen? Gesprächsteilnehmer waren unter Leitung von Peter E. Kalb (Beltz Verlag) Prof. Dr. Jan-Hendrik Olbertz, derzeit Kultusminister des Landes Sachsen-Anhalt, PISA-Koordinator Andreas Schleicher (OECD Paris) und der Vf. – Das Statement auf der Grundlage dieses Textes wurde veröffentlicht in: Von der Reform zum besseren Unterricht. Beiträge und Diskussionen zur nachhaltigen Neuordnung von Lernprozessen. Eine Dokumentation des „forum bildung“, didacta – die Bildungsmesse Hannover 2006. Frankfurt/M. 2006, S. 129-132.


� Außerdem haben sie die Deutungsmöglichkeit auf der Grundlage der Rohdaten der Erhebungen in Deutschland als einzigem PISA-Teilnehmerland dadurch eingeschränkt, dass die KMK die Roh�daten nicht freigegeben hat.


� Im Vorbeigehen sei darauf hingewiesen, dass dieser Befund für Enthierarchisierung, Entbürokratisierung und für Autonomie „vor Ort“ gerade auch im Schulsystem spricht. Die OECD weist darauf hin, dass in Deutschland gerade das Gegenteil der Fall ist.
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